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N och zu Jahresanfang war für dieses Jahr 
eine breite wirtschaftliche Erholung nach 
der Corona-Pandemie angelegt. Seit dem 

24. Februar wird die Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft im Jahr 2022 jedoch vor allem durch 
die russische Invasion in der Ukraine dominiert. 
In der Folge kam es zu gestiegenen Energie- und 
Rohstoffpreisen, einer erhöhten Inflation, wieder 
verschärften Lieferkettenstörungen und damit zu 
einer massiven wirtschaftlichen und politischen 
Verunsicherung.

Demgegenüber stehen am Jahresanfang die 
Wachstumskräfte nach dem Wegfall der Corona-
Beschränkungen. Insgesamt dürfte die deutsche 
Wirtschaft im ersten Quartal noch leicht gewach-
sen sein. Die Industrie schien schon im Schluss-
quartal des Jahres 2021 die Talsohle der Liefereng-
pässe durchschritten zu haben, bis zum Februar war 
ihre Produktion aufwärtsgerichtet. Der nach wie 
vor hohe Auftragsbestand signalisiert weiteres 
Wachstumspotenzial. 

Auch die weitreichende Rücknahme von Maß-
nahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 
stärkt das Wachstum. Insbesondere das Gastgewer-
be und Betriebe in den Bereichen Kunst und Unter-
haltung sowie der stationäre Handel dürften ab 
dem zweiten Quartal verstärkt hiervon profitieren. 
Dementsprechend wachstumsfördernd wirken die 
privaten Konsumausgaben. Diese werden allerdings 
durch die erhöhten Energie- und Verbraucherprei-
se in preisbereinigter Rechnung gedämpft.

Die Preise für Öl, Kohle und Gas waren im Zuge 
der völkerrechtswidrigen Invasion sprunghaft ge-
stiegen. Sie treiben das Verbraucherpreisniveau in 
die Höhe und stellen eine massive Belastung für die 
Haushalte und Unternehmen in Deutschland und 
Europa dar. Zwar folgen die Öl- und Gaspreise seit 
Mitte März wieder einem leichten Abwärtstrend, 
eine nachhaltige Entspannung ist aber kurzfristig 
nicht zu erwarten. Die heimische Nachfrage wird 
allerdings durch stabile verfügbare Einkommen 
und den widerstandsfähigen Arbeitsmarkt gestützt. 
Außerdem hat die Bundesregierung mit kurzfris-
tigen Entlastungsmaßnahmen auf die gestiegene 
Teuerung reagiert.

Im Ergebnis ist wegen der Belastungen infolge des 
russischen Angriffskrieges im Vergleich zur Jahres-
projektion eine deutliche Abwärtskorrektur der 
Wachstumserwartungen erforderlich. Die Bundes-
regierung rechnet im laufenden Jahr mit einem 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 2,2 %. Nach 
einem leichten Wachstum im ersten Quartal dürften 
sich die Kriegsfolgen vor allem im zweiten Quartal 
niederschlagen und zu einem Rückgang der Wirt-
schaftsleistung führen. Grundlage der Vorausschät-
zung ist, dass es nicht zu einem Gas-Lieferstopp aus 
Russland kommt. Ab dem dritten Quartal dürften 
dann die Wachstumskräfte in den Dienstleistungs-
bereichen überwiegen und, zusammen mit der 
voranschreitenden Auflösung der Lieferengpässe 
in der Industrie, zu einem merklichen Wachstum 
führen. Für das Jahr 2023 geht die Bundesregierung 
von einer Normalisierung des wirtschaftlichen 
Umfelds mit einem Anstieg der Wirtschaftsleistung 
um 2,5 % aus.

M I T K R I EG S B EG I N N 
 STIEGEN DIE PREISE  FÜR 
ÖL, GAS UND KOHLE 
SPRUNGHAFT. 

In der vorliegenden Projektion werden die aktuell gültigen Sanktio-
nen gegen Russland berücksichtigt. Es wird allerdings zum Zwecke 
dieser Projektion per Annahme davon ausgegangen, dass es im 
Projektionszeitraum nicht zu einem Embargo von russischen Gas-
lieferungen kommt.

In Übereinstimmung mit Prognosen internationaler Organisationen 
wird für die Weltwirtschaft eine Erholung in Höhe von 3,5 % in die-
sem Jahr und 3,6 % im kommenden Jahr erwartet. 

Für die Entwicklung des Ölpreises wird eine technische Annahme 
auf Basis von Terminnotierungen zum Zeitpunkt des Projektionsab-
schlusses getroffen. Demnach ist für das aktuelle Jahr von einem 
durchschnittlichen Rohölpreis für ein Fass der Sorte Brent von 
101 US-Dollar auszugehen, im kommenden Jahr dürfte der Preis 
im Durchschnitt bei 90 US-Dollar liegen.

ANNAHMEN DER FRÜHJAHRSPROJEKTION 2022

Noch Anfang des 
Jahres sah alles 
nach breiter wirt-
schaftlicher Erho-
lung aus, doch der 
Kriegsausbruch 
überschattet das 
Wachstum. 

IN KÜRZE

%
könnte das Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr 
steigen, progno stiziert die Bundesregierung.   

2,2
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Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Frühjahrsprojektion 2022 der Bundesregierung

Index 2015 = 100

SANKTIONEN UND HOHE IMPORTPREISE 
 BELASTEN DEN AUSSENHANDEL

Der deutsche Außenhandel wird im Jahr 2022 stark 
durch die Entwicklungen des Krieges in der Ukrai-
ne geprägt. Infolge der russischen Invasion hat die 
internationale Staatengemeinschaft weitreichende 
Sanktionen gegenüber Russland erlassen. Dadurch 
wird Russland teilweise vom internationalen Wa-
renverkehr abgekoppelt. Da auch viele Banken mit 
Sanktionen belegt wurden, sind zahlreiche Geschäf-
te mit russischen Firmen nicht mehr ohne Weiteres 
möglich. Das führt zu einer schwächeren Entwick-
lung des deutschen Außenhandels als noch zur 
Jahresprojektion im Januar erwartet. Da Russland 
mit rund 2 % des Handelsvolumens jedoch ein recht 
kleiner Handelspartner Deutschlands ist, halten 
sich die direkten negativen Effekte in Grenzen. 

In der Frühjahrsprojektion geht die Bundesregie-
rung davon aus, dass die deutschen Exporte im Jahr 
2022 um 4,2 % zunehmen. Die Importe wachsen 
gemäß Frühjahrsprojektion im Jahr 2022 mit 5,5 % 
etwas stärker. Dies liegt unter anderem daran, dass 
Energie, die fast ausschließlich importiert wird, 
von den Sanktionen ausgenommen ist. Das stär-
kere Wachstum der Importe im Verhältnis zu den 
Exporten führt zu einem leicht negativen Außen-
beitrag (- 0,3 %) im laufenden Jahr. Im Folgejahr 
expandieren die Exporte dann wieder etwas stärker 
als die Importe und der Außenbeitrag wird positiv. 
Besorgniserregend ist vor allem die dynamische 
Preisniveauentwicklung am aktuellen Rand, ins-
besondere bei Energie, Rohstoffen, Lebensmitteln 
und weiteren Vorprodukten. So erhöhen sich die 
Importpreise im Jahr 2022 um 13,9 %. Die Export-
preise sind mit plus 9,4 % ebenfalls stark aufwärts-
gerichtet, jedoch weniger dynamisch als 

ABBILDUNG 1: BRUTTOINLANDSPRODUKT – FRÜHJAHRSPROJEKTION 2022

Sanktionen, 
Preissteigerun-
gen, neue Unsi-
cherheiten und 
vorsichtigere 
 Investitionen 
dämpfen die 
 Erholung nach 
der Corona- 
Pandemie. 
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Trotz dieser dämpfenden Faktoren erwartet die 
Bundesregierung einen deutlichen Anstieg der 
Investitionstätigkeit im Prognosezeitraum. Zum 
einen dürften sich die Lieferengpässe allmählich 
auflösen und die Preise werden sich langsam nor-
malisieren. Zum anderen unterstützt die öffentli-
che Hand die Erholung in erheblichem Maß: Die 
staatlichen Ausrüstungsinvestitionen werden kräf-
tig erhöht und der Energie- und Klimafonds (EKF) 
gewährt beträchtliche Investitionszuschüsse in 
den privaten Bereich, die die Transformation hin 
zur klimaneutralen Wirtschaft ankurbeln und be-
schleunigen. Insgesamt dürfte die Investitions-
tätigkeit damit im Laufe des Prognosezeitraums 
deutlich an Fahrt gewinnen. 

Gerade im Bereich der Ausrüstungsinvesti-
tionen haben die Unternehmen einen hohen 
Nachholbedarf, da sie während der Pandemie vie-
le Vorhaben zurückgestellt haben. Die hohe Ka-
pazitätsauslastung und die vollen Auftragsbücher 
sorgen zusätzlich für einen erhöhten Bedarf an Ma-
schinen und Anlagen. Vor diesem Hintergrund er-
wartet die Bundesregierung für die Ausrüstungs-
investitionen ein Wachstum von 6,0 % im Jahr 2022 
und von 9,6 % im Jahr 2023.

Durch die weiterhin günstigen Finanzierungs-
bedingungen und die weiter hohe Nachfrage nach 
Wohnraum dürften auch die Bauinvestitionen wei-
ter expandieren. Begünstigt wird diese Entwicklung 
durch öffentliche Förderungen. Allerdings sorgen 

die Importpreise. Dies führt zu einer deutlichen 
Verschlechterung der Terms of Trade („reales Aus-
tauschverhältnis“; Exportpreise im Verhältnis zu 
Importpreisen) im laufenden Jahr (-3,9 %). Parallel 
sinkt der deutsche Leistungsbilanzüberschuss von 

7,4 % in Relation zum nominalen BIP im Jahr 2021 
auf 5,7 % im Jahr 2022. Im Folgejahr, wenn sich die 
Energiepreise annahmegemäß wieder etwas beru-
higen, steigt der Leistungsbilanzüberschuss dann 
wieder auf 6,6 % in Relation zum nominalen BIP. 
Aufgrund der zurzeit unsicheren Aussichten be-
züglich des Russland-Ukraine-Krieges ist auch die 
Außenhandelsprognose mit höherer Unsicherheit 
als sonst behaftet. 

UNSICHERHEIT DÄMPFT ERHOLUNG DER 
 INVESTITIONEN

Das Jahr 2021 war ein schwaches Jahr für die In-
vestitionen: Einerseits bremsten starke Preisstei-
gerungen für Bau- und Rohstoffe die reale Bautä-
tigkeit. Andererseits sorgte die Materialknappheit 
in der Industrie dafür, dass Investitionen in neue 
Maschinen zurückgestellt wurden. Diese Investi-
tionshemmnisse bestehen teilweise auch im Prog-
nosezeitraum. Durch den russischen Angriffskrieg 
werden Lieferketten erneut gestört. Materialknapp-
heiten bei Rohstoffen und Vorprodukten lösen sich 
verzögert auf oder entstehen neu. Zudem trübt die 
geopolitische Unsicherheit das allgemeine Investi-
tionsklima. Die massiv gestiegenen Rohstoff- und 
Energiepreise erschweren die Planbarkeit zusätz-
lich. Daneben erhöht sich dadurch der Druck auf die 
Import- und Erzeugerpreise, was sich auf die Kos-
ten für Investitionsgüter und im Bausektor nieder-
schlagen dürfte.

Es gibt viel zu 
tun. Der hohe 
Auftragsbestand 
in der Industrie 
sowie der Aufhol-
prozess in den 
Dienstleistungs-
bereichen stärkt 
auch den 
 Arbeitsmarkt.

IN KÜRZE

%
wird die Arbeitslosenquote laut 
Frühjahrsprojektion in diesem und 
im nächsten Jahr betragen. 

5,0

DIE AUSSENHANDELS-
PROGNOSE IST 
 UNSICHERER ALS SONST. 

16
SC

H
L

A
G

L
IC

H
T

E
R

 M
A

I 
20

22



und hatte Arbeitsplätze geschützt. Im ersten Halb-
jahr bestehen noch erleichterte Bedingungen zum 
Bezug von Kurzarbeitsgeld, in dieser Zeit dürfte sie 
auch weiterhin eine stabilisierende Rolle am Ar-
beitsmarkt spielen. Danach wird im Zuge der wei-
teren wirtschaftlichen Erholung ein merklicher Ab-
bau erwartet.

Durch die konjunkturelle Belastung dürften 
sich die Abgangsraten aus der Arbeitslosigkeit im 
weiteren Jahresverlauf zwar reduzieren, von stei-
gender Arbeitslosigkeit ist aber aufgrund der an-
haltenden Knappheit von Fachkräften nicht aus-
zugehen: Betriebe versuchen weiterhin, ihre Be- 
schäftigten zu halten. In der Frühjahrsprojektion 
geht die Bundesregierung von einem Rückgang der 
Arbeitslosigkeit in Höhe von 300.000 Personen aus, 
ein großer Teil davon bereits am Jahresanfang. Die 
Arbeitslosenquote dürfte sowohl in diesem wie 
auch im nächsten Jahr 5 % betragen.

Die Erwerbstätigkeit wird laut Frühjahrspro-
jektion in diesem Jahr nochmals kräftig zulegen, 
auch wenn hier ebenfalls die Verunsicherung seit 
Kriegsbeginn die Dynamik dämpft. Die Bundes-
regierung erwartet für das Jahr 2022 ein Plus von 
470.000 Erwerbstätigen, für nächstes Jahr prog-
nostiziert sie 140.000 Erwerbstätige zusätzlich. 
Fluchtmigration aus der Ukraine dürfte sich auf 
dem Arbeitsmarkt durch eine etwas höhere Er-
werbstätigkeit, aber auch eine geringfügig 

TABELLE 1: TECHNISCHE DETAILS DER FRÜHJAHRSPROJEKTION 2022

2020 2021 2022 2023

in % bzw. Prozentpunkten

JAHRESDURCHSCHNITTLICHE BIP-RATE -4,6 2,9 2,2 2,5

Statistischer Überhang am Ende des Jahres ² 2,2 1,1 1,5 0,5

Jahresverlaufsrate 3 -2,9 1,8 2,7 1,6

Jahresdurchschnittliche BIP-Rate, arbeitstäglich bereinigt -4,9 2,9 2,3 2,7

Kalendereffekt 4 0,4 0,0 -0,1 -0,2

1 bis 2021 Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes
2 saison- und kalenderbereinigter Indexstand im vierten Quartal des Vorjahres in Relation zum  
 kalenderbereinigten Quartalsdurchschnitt des Vorjahres 
3 Jahresveränderungsrate im vierten Quartal, saison- und kalenderbereinigt 
4 in % des BIP 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen möglich

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA) 2022; Frühjahrsprojektion 2022 der Bundesregierung

die hohen Preissteigerungen bei Vorprodukten da-
für, dass das hohe nominale Wachstum der Branche 
real deutlich niedriger ausfällt. Im laufenden Jahr 
rechnet die Bundesregierung daher mit einem Zu-
wachs der realen Bauinvestitionen um 1,7 % und im 
kommenden Jahr mit einem Plus von 2,2 %.

Im Ergebnis legen die Bruttoanlageinvestitionen 
im Jahr 2022 um 3,4 % zu und werden im Jahr 2023 
nochmals um 4,6 % ausgeweitet. Die Investitions-
quote – also die nominalen Bruttoanlageinvesti-
tionen in Relation zum nominalen BIP – wird im 
Prognosezeitraum bis 2023 auf 23,3 % zunehmen. 

ROBUSTE ARBEITSMARKTENTWICKLUNG

Der Arbeitsmarkt zeigt sich trotz des Krieges robust 
und die Erholung hält bis zum aktuellen Rand an. 
Im ersten Quartal 2022 ist die Arbeitslosigkeit kräf-
tig zurückgegangen und auch die Erwerbstätigkeit 
hat sich am Jahresanfang merklich erhöht. Die 
Omikron-Welle hatte sich im Winter nur gering-
fügig ausgewirkt. Die Kurzarbeit war vor dem Hin-
tergrund eines verstärkten Infektionsgeschehens 
noch merklich in Anspruch genommen worden 

VOLLE AUFTRAGSBÜCHER 
SORGEN FÜR EXPANSION. 

Der Ukraine-
Krieg dämpft 
zwar die Dynamik 
auf dem  Arbeits- 
markt, die Zahl 
der Erwerbs- 
tätigen steigt 
aber weiter an.  

IN KÜRZE
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TABELLE 2: GESAMTWIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1 

Veränderung gegenüber Vorjahr in %, soweit nicht anders angegeben

FRÜHJAHRSPROJEKTION

2020 2021 2022 2023

ENTSTEHUNG DES BRUTTOINLANDSPRODUKTS (BIP)
BIP (preisbereinigt) -4,6 2,9 2,2 2,5

Erwerbstätige (im Inland) -0,8 0,0 1,0 0,3 
BIP je Erwerbstätigem -3,8 2,8 1,1 2,2 
BIP je Erwerbstätigenstunde 0,4 0,9 0,1 0,4 
nachrichtlich:

Erwerbslosenquote in % (ESVG-Konzept)² 3,6 3,3 2,8 2,8 
Arbeitslosenquote in % (Abgrenzung der BA) 2  5,9 5,7 5,0 5,0 

VERWENDUNG des BIP in jeweiligen Preisen (nominal)
Konsumausgaben

private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck -5,3 3,2 9,7 4,8 
Staat 7,0 6,2 5,1 0,5 

Bruttoanlageinvestitionen -0,9 6,5 9,9 7,7 
Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen (Mrd. Euro)  -23,7 24,9 26,7 24,7

Inlandsnachfrage -3,1 6,2 8,6 4,4 
Außenbeitrag (Mrd. Euro)  192,8 197,5 133,1 169,5 
Außenbeitrag (in % des BIP) 3 5,7 5,5 3,5 4,2 
Saldo der Leistungsbilanz  (in % des BIP)  7,1 7,4 5,7 6,6 

BRUT TOINL ANDSPRODUK T (nominal) -3,0 6,0 6,3 5,2
VERWENDUNG des BIP preisbereinigt (real)

Konsumausgaben
private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck -5,9 0,1 3,7 2,3 
Staat 3,5 3,1 -0,1 -0,8 

Bruttoanlageinvestitionen -2,2 1,5 3,4 4,6 
Ausrüstungen -11,2 3,4 6,0 9,6 
Bauten 2,5 0,7 1,7 2,2 
Sonstige Anlagen 1,0 0,7 4,3 4,1 

Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen (Impuls) 3 -0,9 1,0 0,0 0,0
Inlandsnachfrage -4,0 2,2 2,7 2,1 
Exporte -9,3 9,9 4,2 5,9 
Importe -8,6 9,3 5,5 5,3 
Außenbeitrag (Impuls) 3 -0,8 0,8 -0,3 0,5 
BRUTTOINLANDSPRODUKT (real) -4,6 2,9 2,2 2,5

PREISENTWICKLUNG (2015 = 100)
Verbraucherpreisindex 0,5 3,1 6,1 2,8 
Konsumausgaben der privaten Haushalte 4 0,6 3,1 5,8 2,5 
Inlandsnachfrage 0,9 4,0 5,8 2,3 
Bruttoinlandsprodukt 4 1,6 3,0 4,1 2,7 
VERTEILUNG DES BRUTTONATIONALEINKOMMENS (BNE)
(Inländerkonzept)
Arbeitnehmerentgelte -0,2 3,7 5,1 4,0 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen -10,2 15,0 4,5 7,8 
Volkseinkommen -3,1 6,7 4,9 5,1 
Bruttonationaleinkommen -3,5 6,3 6,1 5,0 
Nachrichtlich (Inländerkonzept):
Arbeitnehmer -0,5 0,3 1,2 0,3 
Bruttolöhne und -gehälter -0,7 3,8 5,2 4,0 
Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer -0,1 3,5 4,0 3,7 
Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 0,8 1,9 4,8 4,6 
Sparquote in % 5 16,1 15,0 10,9 10,5 

ECKWERTE DER FRÜHJAHRSPROJEKTION 2022

1 Bis 2021 Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Februar 2022
2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen
3  Absolute Veränderung der Vorräte und des Außenbeitrags in % des BIP des Vorjahres  

(= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA) 2022, Frühjahrsprojektion 2022 der Bundesregierung

4  Lohnstückkosten je Arbeitnehmer; Veränderung gegenüber Vorjahr:  
2021: 0,6 %; 2022: 2,7 %; 2023: 1,6 %

5  Sparen in % des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte einschließlich 
betrieblicher Versorgungsansprüche
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höhere Arbeitslosigkeit auswirken. Für die nächs-
ten Jahre bietet eine Migration aufgrund der ho-
hen Arbeitskräftenachfrage Chancen für die Er-
werbstätigkeit.

Die Zahl der Arbeitnehmer steigt weiter an, 
wobei es insbesondere zu Zuwächsen bei der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung kommt. 
Die Zahl der geringfügig Beschäftigten dürfte sich 
mit dem Wegfall der Infektionsschutzmaßnahmen 
im Gastgewerbe erholen. Bei den Selbständigen, 
die besonders durch die Corona-Pandemie betrof-
fen waren, dürfte der negative Trend noch in die-
sem Jahr anhalten, bevor es auch dort wieder zu Zu-
wächsen kommt.

KRÄFTIGER ANSTIEG DER INFLATIONSRATE 
AUFGRUND VERTEUERTER ENERGIE 

Die Verbraucherpreise haben im zweiten Halbjahr 
des Jahres 2021vor dem Hintergrund des Krieges 
zwischen der Ukraine und Russland zunehmend 
angezogen. Ausschlaggebend waren die stark ge-
stiegenen Preise für Energie – nicht zuletzt der in 
die Höhe geschossene Gaspreis, der für die priva-
ten Konsumenten auch zu einer kräftigen Verteue-

rung von Strom führte. Im Zuge der Eskalation und 
insbesondere mit dem militärischen Überfall 
Russlands kam es dann nochmals zu einem Preis-
schub für Energie. Die Inflationsrate insgesamt er-
reichte ein Niveau, wie man es seit rund vier Jahr-
zehnten nicht mehr gesehen hatte. Auch die Preise 
für Nahrungsmittel trugen zum Auftrieb des Ver-
braucherpreisniveaus bei. Die Kernrate der Infla-
tion, also die Entwicklung der Verbraucherpreise 
unter Herausrechnung der volatilen Energie- und 
Lebensmittelpreise, erhöhte sich ebenfalls auf 
Werte von 3 % und darüber. 

Angesichts des anhaltenden Angriffskrieges Russ-
lands gegen die Ukraine ist keine rasche Entspan-
nung bei den Energiepreisen zu erwarten. Auf ab-
sehbare Zeit ist deshalb noch mit Inflationsraten 
deutlich oberhalb der Zielmarke der Europäischen 
Zentralbank (EZB) von 2 % zu rechnen. Im weiteren 
Verlauf des Prognosezeitraums zeichnet sich jedoch 
eine gewisse Entspannung bei den Energiepreisen 
ab. Darauf deuten die Terminkontrakte für die ver-
schiedenen Energieträger an den Finanzmärkten 
hin. So liegen die Future-Preise für den Zeitraum 
bis zum Jahresende 2023 unterhalb der derzeitigen 
Spotpreise und zeigen eine fallende Tendenz. 

Außerdem hat die Bundesregierung mit einer 
Reihe von kurzfristigen Entlastungsmaßnahmen 
auf die gestiegenen Energiepreise reagiert. Dazu 
zählen Maßnahmen wie die Senkung der EEG-Um-
lage auf null zum 1. Juli 2022 und die auf drei Mona-
te befristete Senkung der Energiesteuer auf Kraft-
stoffe auf das europäische Mindestmaß. Sie wirken 
der starken Verteuerung von Energie für die Verbrau-
cher entgegen. Der zügige Ausbau von erneuerbaren 
Energien führt mittelfristig zu sinkenden Energie-
preisen und einer geringeren Abhängigkeit, insbe-
sondere von russischen Energierohstoffen. 

Die Bundesregierung trägt in ihrer Projektion 
diesen Entwicklungen Rechnung und erwartet für 
das laufende Jahr eine Inflationsrate von 6,1 % und 
im nächsten Jahr von 2,8 %. Die Kerninflation steigt 
von 2,5 % im Jahr 2022 auf 2,8 % im Jahr 2023 an. 
Grund dafür ist ein breit angelegter Druck auf die 
Verbraucherpreise, der trotz rückläufiger Energie-
preise noch eine Weile anhält. 

LÖHNE UND VERFÜGBARE 
EINKOMMEN STEIGEN

Trotz der weiterhin von der Pandemie gezeichneten 
Entwicklung kam es im vergangenen Jahr bereits 
wieder zu einem Anstieg der verfügbaren Einkom-
men. Dabei trugen die umfangreichen staatlichen 
Maßnahmen sowie der erleichterte Zugang zur Kurz-
arbeit maßgeblich zu einer Stützung des Beschäf-
tigungsniveaus und der Einkommen bei.

DER ERNEUERBAREN- 
AUSBAU SOLL MEHR UNAB-
HÄNGIGKEIT BRINGEN. 

lang war die Inflationsrate nicht 
mehr so hoch wie heute. 

40 JAHRE
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Für das laufende Jahr zeichnet sich eine weitere 
Steigerung bei der Lohnentwicklung ab. Der Anstieg 
der Effektivlöhne je Arbeitnehmer fällt in diesem 
Jahr deutlich kräftiger aus, da mit einem fortgesetz-
ten Rückgang der Kurzarbeit zu rechnen ist, der wie-
derum erhöhend auf die durchschnittlichen Ver-
dienste wirkt. Zusätzlich erhalten die Löhne durch 
die Anhebung des Mindestlohns einen weiteren Im-
puls (Bruttolöhne und Gehälter je Arbeitnehmer 
2022: + 4,0 %). Im kommenden Jahr expandieren die 
Bruttolöhne und -gehälter wegen der weiter zule-
genden Konjunktur nochmals um 3,7 %. 

Angesichts der steigenden verfügbaren Einkom-
men (2021: +1,9 %, 2022: +4,8 %, 2023: 4,6 %) ist 
auch mit einem merklichen Wachstum des privaten 
Konsums zu rechnen. Insbesondere vor dem Hinter-
grund der nahezu vollständigen Rücknahme der 
Pandemie-Eindämmungsmaßnahmen dürften die 
Konsumausgaben im Projektionszeitraum ein we-
sentlicher Treiber der konjunkturellen Erholung 
werden. Im Jahresdurchschnitt geht die Frühjahrs-
projektion daher von einem Anstieg von 3,7 % im 
laufenden Jahr aus. Im kommenden Jahr dürfte der 
private Konsum mit 2,3 % noch einmal deutlich 
expandieren. 

RÜCKKEHR DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 
IN DIE NORMALAUSLASTUNG

Die Projektion der wirtschaftlichen Entwicklung 
in der mittleren Frist – also für die Jahre 2024 bis
2026 – orientiert sich an der Trend-Extrapolation 
der strukturellen (konjunkturbereinigten) Wachs-

tumsmöglichkeiten für die Volkswirtschaft. Das 
von der Bundesregierung auf Grundlage der ge-
meinsamen EU-Methode geschätzte Produktions-
potenzial beschreibt die wirtschaftliche Aktivität 
einer Volkswirtschaft bei Normalauslastung der 
Produktionsfaktoren. Das Potenzialwachstum liegt 
im Jahr 2022 bei etwa 1,0 % und im Jahr 2023 bei 
rund 1,1 %. Zum Ende des Projektionszeitraums im 
Jahr 2026 sinkt die Potenzialrate auf 0,9 %. Der 
Rückgang des Arbeitskräftepotenzials aufgrund 
des demografischen Wandels sorgt tendenziell für 
eine zunehmende Dämpfung der mittelfristigen 
Wachstumsperspektiven.

Nach der erheblichen Unterauslastung im 
Zuge der Corona-Pandemie setzt sich die wirt-
schaftliche Erholung fort. Die deutsche Wirtschaft 
befindet sich im Jahr 2022 jedoch weiter in einer 
deutlichen Unterauslastung. Dies spiegelt sich in 
einer negativen Produktionslücke (BIP minus Pro-
duktionspotenzial) von rund minus 1,0 % des Pro-
duktionspotenzials wider. Infolge des anhaltenden 
kräftigen BIP-Zuwachses im Folgejahr liegt die 
Produktionslücke im Jahr 2023 im positiven Bereich 
des Korridors der Normalauslastung. Zum Ende 
des Projektionszeitraums im Jahr 2026 schließt 
sich die Produktionslücke annahmegemäß.

CHANCEN UND RISIKEN

Die Bundesregierung stellt in ihrer Frühjahrspro-
jektion die aus ihrer Sicht wahrscheinlichste Ent-
wicklung der deutschen Volkswirtschaft dar. Es gibt 
dabei Risiken aber auch Chancen für die wirtschaft-
liche Entwicklung. Insbesondere vor dem Hinter-
grund des russischen Angriffskrieges in der Ukrai-
ne ist die Prognoseunsicherheit enorm gestiegen 
und sieht sich zusätzlichen Abwärtsrisiken gegen-
über – hiervon sind grundsätzlich auch die struk-
turellen Wachstumsperspektiven betroffen.

2022 IST DIE DEUTSCHE 
WIRTSCHAFT NOCH IN 
EINER UNTERAUSLASTUNG. 

D E R  P R I VAT E  KO N -
S U M  WÄC H S T W I E D E R 
 D E U T L IC H .

Unter anderem 
kurzfristige  
Entlastungsmaß-
nahmen der Bun-
desregierung  
sowie steigende 
Löhne und Ein-
kommen mildern 
negative Effekte. 

IN KÜRZE
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In der vorliegenden Projektion wird per Annahme 
nicht davon ausgegangen, dass es zu einem vollstän-
digen Embargo von russischen Gaslieferungen 
kommt. Falls es allerdings doch zu einem Lieferstopp 
russischer Gasimporte kommen sollte, dürfte dies 
die deutsche Wirtschaft hart treffen. Die Gemein-
schaftsdiagnose hat in ihrem Frühjahrsgutachten ein 
solches Szenario berechnet und geht hierbei von 
nochmals deutlich höheren Energiepreisen sowie 
signifikanten Wertschöpfungsverlusten aus, die im 
Jahr 2023 zu einer Rezession führen dürften. 

Unabhängig von möglichen Entwicklungen in Zu-
sammenhang mit dem Krieg in der Ukraine be-
stehen nach wie vor Abwärtsrisiken durch ein im 
Winter erneut aufflammendes Infektionsgeschehen 
(unter anderem durch Virus-Mutationen) die die 
dadurch erforderlichen Maßnahmen, die die wirt-
schaftliche Aktivität wieder einschränken. In diesem 
Kontext ist am aktuellen Rand auch das Risiko ver-
schärfter Lieferkettenstörungen durch die Corona-
Eindämmungsmaßnahmen in China zu nennen.

Chancen könnten sich hingegen vor allem im 
Inland aus einer stärkeren Erholung des privaten 
Konsums durch ein kräftiger als erwartet einset-
zendes Entsparen ergeben. Die angekündigte Zins-
erhöhung in den Vereinigten Staaten könnte zu 
einem deutlicheren Auftrieb der deutschen Aus-
fuhren durch entsprechende Wechselkursentwick-
lungen führen. 
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DR. JIN-KYU JUNG, DR. HARALD KOTSCH &  
DR. CHRISTIAN WITTNEBEN
Referat: Beobachtung, Analyse und Projektion der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

DR. MARTIN WEISSENBERGER 
Referat: Wachstum, Demografie, Statistik
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KONTAKT

EIN GAS-LIEFERSTOPP 
WÜRDE DEUTSCHLAND 
HART TREFFEN. 

Die vorliegende Frühjahrsprojektion basiert auf der Annahme, dass 
es nicht zu einem Lieferstopp von russischem Erdgas kommt. Eine 
solche Situation wäre einmalig und disruptiv, ihre Folgen schwer 
abzuschätzen. Es ist aber davon auszugehen, dass es zu schwer-
wiegenden, möglicherweise auch strukturellen Konsequenzen für 
die deutsche Wirtschaft käme.

Der russische Anteil beim Gas ist hoch. Vor dem Krieg lag er bei 
55 % der deutschen Gasimporte. Ein Verzicht auf Öl und Kohle aus 
Russland wäre leichter umzusetzen, da es hier liquide Weltmärkte 
gibt. Diese Rohstoffe ließen sich daher aus anderen Quellen be-
schaffen, wenn auch mit deutlichen Preisaufschlägen. Beim Gas ist 
die Sache komplizierter, da es für die Lieferung per Pipeline kaum 
Alternativen gibt, solange Deutschland nicht über eigene LNG-
Terminals und die notwendige Infrastruktur dazu verfügt, worüber 
Flüssigerdgas eingeführt werden kann.

Käme es zu einem vollständigen Energie-Embargo gegen Russland 
oder einer abrupten Einstellung der Lieferungen seitens Russlands, 
wäre ein deutlicher preistreibender Effekt bei Energie zu erwarten. 
Geld, welches private Haushalte dann zusätzlich für Energie ausge-
ben müssten, stünde nicht mehr für andere Käufe zur Verfügung. 
Dies dürfte den privaten Konsum, mit rund zwei Dritteln die größte 
BIP-Komponente, stark dämpfen. Außerdem verteuern sich die 
Produktionskosten für die Industrie, die Gas sowohl als Brennstoff 
als auch als Rohstoff einsetzt. Diese Kostensteigerungen würden 
in der Folge überwälzt. Möglicherweise kann die Produktion in 
bestimmten Branchen wegen des Preisanstiegs nicht aufrechterhal-
ten werden. In diesen Bereichen würde dann nicht mehr produ-
ziert, ihre Produkte und Vorleistungen fielen für die vor- und nach- 
gelagerten Wertschöpfungsketten aus. Dies dürfte wiederum die 
Produktion in anderen Bereichen beeinträchtigen.

Die Gemeinschaftsdiagnose (GD) hat in ihrem Frühjahrsgutachten 
ein Szenario berechnet, in dem es zu einem sofortigen Lieferstopp 
russischer Energieimporte und Knappheiten bei der Verfügbarkeit 
von Gas im Winter 2022/23 kommt. In diesem Falle dürfte die 
deutsche Wirtschaft im kommenden Jahr laut der Analyse in eine 
schwere Rezession geraten. Das Gutachten kommt auf Verluste in 
Höhe von zusammengenommen mehr als 6,5 % der jährlichen deut-
schen Wirtschaftsleistung. Die Inflation der Verbraucherpreise läge 
in diesem Jahr bei über 7 % und wäre auch im nächsten Jahr mit 5 % 
noch ausgesprochen hoch. Im Basisszenario geht die GD von einer 
Entspannung der Verbraucherpreise im nächsten Jahr aus (+2,8 %).

Die Unsicherheit bezüglich der Auswirkungen ist allerdings auch 
unter Fachleuten hoch. Unterschiedliche Studien erwarten kaum 
nennenswerte Effekte bis hin zu einem massiven Rückgang der 
Wirtschaftsleistung. Zum Vergleich: Im Corona-Krisenjahr 2020 
war die deutsche Volkswirtschaft um 4,6 % geschrumpft.

AUSWIRKUNGEN EINES GAS- LIEFERSTOPPS   
AUF DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT
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